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ie Zunahme der weltwirtschaftlichen 

Verflechtungen prägte die letzten Jahrzehnte. 
Dies betrifft die Handels- und Kapital-, aber 
auch die Investitionsströme. Dieser Prozess, 
allgemein Globalisierung genannt, ist kein 
allein naturwüchsiger Prozess. Er war und ist 
politisch gewollt, weil Wohlfahrtsgewinne 
durch Deregulierung und Entpolitisierung und 
damit Vergrößerung der Märkte erhofft wer-
den.
Im Rahmen dieser Globalisierungsprozesse 
haben sich die Gewichte der unterschiedlichen 
Akteure verändert. Dabei haben sich vor allem 
die Handlungsmöglichkeiten insbesondere der 
transnationalen Konzerne deutlich erhöht. Sie 
können jetzt nationalen Regulierungen auswei-
chen und damit die regulativen Regimes der 
Nationalstaaten miteinander in den Wettbewerb 
setzen, wie z.B. im Rahmen des Standort- oder 
Steuerwettbewerbs. Die Bewertung dieser Ent-
wicklungen ist durchaus konträr: Wird auf der 
einen Seite dieser Wettbewerb als eine Möglich-
keit der Bändigung des „Leviathans“ angesehen, 
so wird, durchaus auch von liberaler Seite (1), 
darauf verwiesen, dass die Staaten auch Anbie-
ter öffentlicher Güter sind und eine Übertragung 
unternehmerischer Konzepte auf den Staat nur 
begrenzt Sinn macht.
Allerdings ist eine Verklärung nationalstaatli-
cher Politiken nicht angebracht. Die globalen 
Umweltprobleme sind trotz deutlich größerer 
nationalstaatlicher Regulierungsmöglichkeiten 
entstanden, die wirtschaftliche Globalisierung 
holt insofern „nur“ nach was im Umweltbereich 
bereits Realität ist.
Im Rahmen der weltwirtschaftlichen Integrations-
prozesse steht die negative Integration im Vorder-
grund: es werden zum Beispiel im Rahmen der 
Welthandelsorganisation (WTO) vielfach nationa-
le Regelwerke außer Kraft gesetzt. Eine Dynamik 
der positiven Integration, also des Setzens gemein-
samer Spielregeln, konnte im Rahmen von 
Umwelt- oder gar Sozialregimes auf der globalen 
Ebene bislang nur begrenzt erreicht werden. Hier 

sind in starkem Maße Ungleichgewichte im Ver-
hältnis zur Dynamik der Liberalisierungsprozesse 
festzustellen. 
Sowohl für die globalen Umweltprobleme als 
auch für die veränderten wirtschaftlichen Struk-
turen werden damit Regulierungsstrukturen auf 
einer höheren als allein der nationalstaatlichen 
Ebene erforderlich. Diese Regimes bilden sich 
nicht automatisch. Sie bedürfen vielmehr der 
politischen Steuerung aber auch der zivilgesell-
schaftlichen Einmischung, um eine Anpassung 
der existierenden Strukturen an die veränderten 
Verhältnisse zu erreichen. 

 Fortentwicklung des Rahmens
Vorschläge zur Fortentwicklung des ökologi-
schen und sozialen Rahmens des Wirtschaftens 
existieren vielfältig und sind zumindest im Sinne 
von Anforderungen im Rahmen des Brandt 
Reports zur Global Governance identifiziert wor-
den (2). Neueren Datums sind institutionelle 
Entwicklungsvorstellungen, wie sie etwa von 
Simonis entwickelt wurden (3). Es ist mehr 
oder weniger Einvernehmen über die Notwen-
digkeit eines solchen Rahmens festzustellen.
Aus eher statischer ordnungspolitischer Sicht ist 
zur Durchsetzung dieses Rahmens ein zentraler 
Akteur erforderlich. Dies erscheint in einer 
multipolaren Welt eine nicht adäquate – und 
durchaus auch nicht anstrebenswerte – Vorstel-
lung zu sein. Vielmehr ist davon auszugehen, 
dass die erforderlichen Governance-Strukturen 
nicht allein von den Nationalstaaten geprägt sein 
werden. Die Zahl der Akteure nimmt zu und ihre 
Gewichte verschieben sich; neue Akteure müs-
sen eingebunden werden. Gleichwohl erweist 
sich die Umsetzung entsprechender Strukturen 
als schwierig (4).
Die Entwicklung von Global-Governance-Struk-
turen muss insofern als langfristiger Prozess 
begriffen werden, bei dem nicht allein die Staa-
ten, sondern auch zivilgesellschaftliche Akteure  
und Unternehmen eine wesentliche Rolle spie-
len müssen. Gerade die multinationalen Unter-
nehmen haben mit einer wirtschaftlichen Macht, 
die eine Vielzahl von Nationalstaaten als wirt-

schaftliche Zwerge erscheinen lässt, einen Stel-
lenwert erreicht, der ihnen letztlich eine beson-
dere Verpflichtung auferlegt. Diese implizite 
Verpflichtung, sich gegenüber der Zivilgesell-
schaft rechtfertigen zu können, hat auch eine 
reale Basis: die Furcht vor Imageverlusten und 
damit auch vor ökonomischen Verlusten. 

 Multis: Einschätzung im Wandel
Die Bewertung der Aktivitäten der multinatio-
nalen Unternehmen hat sich in den letzten 
vierzig Jahren mehrfach gewandelt. In den 
60er Jahren gerieten die Multis nicht zuletzt 
aufgrund der Ereignisse in Chile und des Ein-
flusses auf die Entwicklungsländer stark in die 
Kritik. Dies führte in der Folge zu Verhandlun-
gen auf UN-Ebene über einen verpflichtenden 
Code of Conduct on Transnational Corpora-
tions (CoC), die aber letztlich 1992 scheiter-
ten. Die Einschätzung der Multis hat sich aber 
in den 80er und 90er Jahren deutlich gewan-
delt. Multinationale Unternehmen und insbe-
sondere deren Direktinvestitionen wurden 
mehr und mehr als wesentliche Promotoren 
der wirtschaftlichen Entwicklung gesehen, der 
Konflikt schien dabei entschärft zu sein. Erst 
seit Ende der 90er Jahre scheint die Bewertung 
der multinationalen Unternehmen wiederum 
einem Wandel unterworfen zu sein. Nicht 
zuletzt die gescheiterten Verhandlungen um 
das multilaterale Investitionsabkommen sowie 
der WTO in Seattle markieren einen Stim-
mungswandel. Dieser wird von Anzeichen eines 
zunehmenden Anti-Corporatism begleitet (5). 
Die Rolle der multinationalen Unternehmen hat 
somit unterschiedliche Facetten. Auf der einen 
Seite verfügen sie über die Mittel, die National-
staaten herauszufordern und damit Wettbewers-
bsprozesse zwischen den Staaten auszulösen 
und zu einem race to the bottom beizutragen. 
Auf der anderen Seite verfügen sie zugleich über 
die Fähigkeit, auch jenseits der jeweiligen natio-
nalstaatliche Regelungen Umwelt- und Sozial-
standards durchzusetzen, was  zu einem race to 
the top beitragen kann.
Mit der Forderung an die multinationalen Unter-
nehmen, Umwelt- und Sozialstandards zu beach-
ten, wird letztlich zunächst auf das oben 
beschriebene Defizit der Entwicklung des globa-
len Rahmens des Wirtschaftens verwiesen. Dem-
entsprechend wird den multinationalen Unter-
nehmen vielfach von Seiten wichtiger 
zivilgesellschaftlicher Akteure eine wesentliche 
Verantwortung zugewiesen, in ihren eigenen 
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Produktionsstätten bzw. bei ihren Zulieferern 
entsprechende Anforderungen zu stellen um 
eben diese Standards durchzusetzen. 

 �Chancen für Unternehmen  
und die Zivilgesellschaft

Die Unternehmen können sich als Akteure eines 
geschmeidigeren Wandels erweisen, indem sie 
gesellschaftliche Diskussionsprozesse bereits 
frühzeitig aufgreifen, die im politischen Entschei-
dungssystem nicht durchsetzbar sind. Ein wesent-
liches Instrument dazu können Selbstverpflich-
tungen sein, die allerdings einer Überprüfung 
zugänglich gemacht werden sollten. Hier kann 
eine sozial-ökologische Unternehmensbewertung 
ansetzen. Die Forderungen zivilgesellschaftlicher 
Akteure (Stakeholder) an die Unternehmen und 
deren Selbstverpflichtungen können die Entwick-
lung der internationalen Regimes unterstützen. 
Dies nicht zuletzt aufgrund des Eigeninteresses 
der Unternehmen selbst, die letztlich an der Ent-
wicklung eines fairen Wettbewerbsrahmens inter-
essiert sein müssen.
Vor diesem Hintergrund ist der Schwerpunkt auf 
Unternehmen als wesentliche Akteure des welt-
wirtschaftlichen Integrationsprozesses und die 
Möglichkeiten ihrer Beeinflussung ausgerichtet. 
Dabei werden vor allem Ansätze der sozial-
ökologischen Unternehmensbewertung sowie 
die Möglichkeiten und Grenzen der Umwelt- 
und Sozialberichterstattung diskutiert.

 Die Beiträge im Überblick
Zunächst beleuchtet der Beitrag von Wally Olins, 
einem der führenden internationalen Berater im 
Bereich Corporate Identity, vor dem Hinter-

grund der Globalisierung und des Bedeutungs-
zuwachses der multinationalen Unternehmen 
mögliche Auswirkungen auf die Rolle der Unter-
nehmen. Diese stehen vor neuen Herausforde-
rungen, die denen von Nationalstaaten, so seine 
These, zunehmend ähnlicher werden.
Um hierzu im Sinne von Global-Governance- 
Strukturen ein zivilgesellschaftliches Gegen-
gewicht zu setzen, sind Informationen und 
deren Verarbeitung eine Grundvoraussetzung. 
Mit der möglichen Überforderung der Stake-
holder der Unternehmen in ihrer neuen Rolle 
setzt sich Jürgen Freimann auseinander. Trotz-
dem sieht er die Erfordernis einer umfassen-
den Transparenz der Unternehmen und ent-
sprechender Bewertungsverfahren. Die 
Kapitalmärkte können hierfür sogar eine Kata-
lysatorrolle spielen.
Die Vielfalt der Formen externer sozial-ökologi-
sche Unternehmensbewertungen als Steuerungs- 
und Interventionsinstrumente der Zivilgesell-
schaft, von Verbraucherboykotten bis zu 
wissenschaftlich fundierten vergleichenden 
Bewertungen, stellt Volkmar Lübke dar.
Wie sieht aber die Verbreitung von Codes of 
Conduct in der Unternehmenspraxis aus? Am 
Beispiel Umwelt nehmen die OECD-AutorInnen 
Maiko Miyake und Kathryn Gordon eine inter-
nationale Auswertung der entsprechenden CoCs 
und der Berichterstattung darüber vor. Der Bei-
trag zeigt die Entwicklungsdynamik auf und setzt 
sie zu internationalen Regimes in Bezug.
Das Lenkungssystem Öffentlichkeit und die 
damit zusammenhängenden Wirkungsmecha-
nismen und Lernschleifen innerhalb und außer-
halb der Unternehmen stehen im Mittelpunkt 

des abschließenden Beitrages von Jens Clausen. 
Er sieht die Nachhaltigkeitsberichterstattung als 
eine notwendige Ergänzung sozial-ökologischer 
CoC´s, da nur durch eine öffentliche Rechen-
schaftslegung die gesellschaftliche Diskussion 
über die Unternehmen in Gang gesetzt und in 
Bewegung gehalten werden kann. Ergänzt wird 
der Schwerpunkt durch einen Überblick über 
die wichtigsten derzeit aktiven sozial-ökologi-
schen Bewertungsinstitutionen.
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